
Nr. 88

Änderungen und Ergänzungen zum
Arbeitsvertragsrecht der bayerischen

(Erz-)Diözesen – ABD –

I. Beschluss der Bayerischen Regional-KODA vom
12.02.2009 

– ABD Teil A, 2.5. (Vergütungsordnung für Gemeindeassistenten
und Gemeindereferenten)
hier: Aufhebung des § 2 Abs. 2 zum 1. September 2009

II. Beschlüsse der Bayerischen Regional-KODA vom
29./30.03.2009 

– § 36 b ABD Teil A,1. (Übergangsregelung für die kirchliche Beihilfe -
versicherung bei Krankheitsfällen)
hier: Berichtigung zum 1. Oktober 2005

– § 43 ABD Teil A, 1. (Überstunden)
hier: Änderung des Absatz 2 zum 1. Mai 2009

Anlage zum
Amtsblatt für die Diözese Augsburg; Amtsblatt für die Erzdiözese Bamberg; Pastoralblatt des 
Bistums Eichstätt; Amtsblatt für das Erzbistum München und Freising; Amtsblatt für das Bistum
Passau;  Amtsblatt für die Diözese Regensburg; Würzburger Diözesanblatt
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– ABD Teil C, 7. (Dienstordnung für pädagogische Fach- und
 Ergänzungskräfte an Kindertageseinrichtungen)
hier: 19,5 Stunden für Vorbereitung und Qualifizierung

zum 1. September 2009

– ABD Teil D, 10 c. Teil B [Ergänzende Regelungen zu den
 Beschlüssen der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung 
nach dem „Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung“ (BetrAVG)]
hier: Ersetzung der Ergänzenden Regelungen durch Ergänzungen

zum 1. August 2009
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I. Beschluss der Bayerischen Regional-KODA
vom 12.02.2009 

ABD Teil A, 2.5. (Vergütungsordnung für 
Gemeindeassistenten und Gemeindereferenten)

hier: Aufhebung des § 2 Abs. 2

Art. 1
Änderung des ABD Teil A, 2.5.

Das ABD Teil A, 2.5. wird wie folgt geändert: 

§ 2 wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift werden die Worte „und aushilfsweise beschäftigte“
gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Art. 2
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. September 2009 in Kraft.
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II. Beschlüsse der Bayerischen Regional-KODA
vom 29./30.03.2009 

§ 36 b ABD Teil A, 1.
(Übergangsregelung für die kirchliche 

Beihilfeversicherung bei Krankheitsfällen)
hier: Berichtigung

Art. 1
Änderung des ABD Teil A, 1.

§ 36 b ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert:

In der Fußnote zu Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 36 d Abs.1“ gestrichen.

Art. 2
Inkrafttreten

Diese Änderung tritt rückwirkend zum 1. Oktober 2005 in Kraft.
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§ 43 ABD Teil A, 1. (Überstunden)
hier: Änderung des Absatz 2

Art. 1
Änderung des ABD Teil A, 1.

§ 43 Abs. 2  ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 werden die Worte „Entgeltgruppen 14 und“ durch das Wort
„Entgeltgruppe“ ersetzt.

2. In Satz 2 wird das Wort „Entgeltgruppe“ durch das Wort „Entgelt -
gruppen“ ersetzt und nach der Zahl „13“ die Worte „und 14“ eingefügt.

Art. 2
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Mai 2009 in Kraft.
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ABD Teil C, 7.
(Dienstordnung für pädagogische Fach- und 

Ergänzungskräfte an Kindertageseinrichtungen)
hier: 19,5 Stunden für Vorbereitung und Qualifizierung

Art. 1
Änderung der Dienstordnung für pädagogische Fach- und 

Ergänzungskräfte an Kindertageseinrichtungen (ABD Teil C, 7.)

§ 7 ABD Teil C, 7. wird wie folgt geändert:

In Absatz 5 Satz 1 wird nach dem Wort „Ergänzungskraft“ der Zusatz
„(§ 16 AVBayKiBiG)“ eingefügt.

Art. 2
Änderung des ABD Teil A, 1.

Vor dem Anhang zu § 9 ABD Teil A, 1. wird folgender Anhang eingefügt:

„Anhang zu § 5
Zusätzliche Vorbereitungs- und Qualifizierungszeit in Einrichtungen 

des Sozial- und Erziehungsdienstes

1In Einrichtungen des Sozial- und Erziehungsdienstes stehen innerhalb der
Einrichtung den Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst – soweit
 gesetz liche Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen Rege -
lungen – im Rahmen der regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen
 Arbeitszeit im Kalenderjahr 19,5 Stunden für Zwecke gemeinsamer Vorberei-
tung und Qualifizierung zur Verfügung. 2Bei Teilzeitbeschäftigten gilt Satz 1 ent -
sprechend mit der Maßgabe, dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem
Umfang, der dem Verhältnis der individuell vereinbarten durchschnitt lichen
 Arbeitszeit zu der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeit beschäftigter
entspricht, reduziert. 3Die nach den Sätzen 1 und 2 ermittelten Gesamtstunden
werden zu gleichen Zeitanteilen auf die Beschäftigten im  Sozial- und Erziehungs-
dienst aufgeteilt. 4Die Leiterin/der Leiter der Einrichtung entscheidet im Einver-
nehmen mit dem Träger, zu welchen Zwecken im Rahmen des Satzes 1 die zur
Verfügung stehenden Stunden verwendet  werden und mit welchen Arbeits-
und Bildungsmethoden die Zwecke erreicht werden sollen.“

Art. 3
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. September 2009 in Kraft.
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ABD Teil D, 10 c. Teil B
[Ergänzende Regelungen zu den Beschlüssen

der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung
nach dem „Gesetz zur Verbesserung der be-

trieblichen Altersversorgung“ (BetrAVG)]
hier: Ersetzung der Ergänzenden Regelungen 

durch Ergänzungen

Die Ergänzenden Regelungen zu den Beschlüssen der Zentral-KODA zur
Entgeltumwandlung nach dem „Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen
Altersversorgung“ (BetrAVG) werden durch folgende Ergänzungen ersetzt:

„Ergänzungen zum Beschluss der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung

§ 1
Anspruch auf Entgeltumwandlung zugunsten der 

betrieblichen Altersversorgung
(Ergänzungen zu Nr. 1 des Zentral-KODA-Beschlusses)

1. Anspruch auf Entgeltumwandlung

a) Beschäftigte und Arbeitgeber können vereinbaren, dass Beschäf-
tigte einen über den Anspruch von § 3 Nr. 63 EStG hinausgehenden
 Betrag des Entgelts umwandeln. 

b) Machen Beschäftigte von ihrem Anspruch auf Entgeltumwandlung
Gebrauch, müssen sie von ihrem Arbeitsentgelt jährlich einen Betrag in
Höhe von mindestens einem Hundertsechzigstel (1/160) der Bezugsgröße
nach § 18 Abs. 1 SGB IV für ihre betriebliche Altersversorgung ver -
wenden (§ 1 a Abs. 1 Satz 4 BetrAVG).

c) Umgewandelt werden kann
– ein monatlich gleich bleibender Betrag oder
– ein monatlich gleich bleibender Betrag zuzüglich in bis zu zwei

Monaten ein der Höhe nach von der Beschäftigten/dem Be-
schäftigten festzulegender Betrag aus Einmalzahlungen oder

– in bis zu zwei Monaten ein der Höhe nach von der Beschäftig-
ten/dem Beschäftigten festzulegender Betrag aus Einmal -
zahlungen, 
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soweit nach der Satzung der Kasse, bei der diese zusätzliche betrieb -
liche  Altersversorgung durchgeführt wird, diese Möglichkeit gegeben
wird.

d) Soweit im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV Beschäftigte gemäß
§ 24 Abs. 8 Teil A, 1. verlangen, dass ihr Entgelt, das die Geringfügig-
keitsgrenze übersteigt, durch Entgeltumwandlung gemäß Teil D, 10 c.
für die betriebliche Altersvorsorge verwendet wird, können auch
 monat lich wechselnde Beträge umgewandelt werden, soweit nach der
Satzung der Kasse, bei der diese zusätzliche betriebliche Altersversor-
gung durchgeführt wird, wechselnde Beträge innerhalb eines Jahres
abgeführt werden können.

e) Ist der Arbeitgeber zu einer Durchführung über andere Pensions-
und Unterstützungskassen bereit, kann die betriebliche Altersversor-
gung auch dort durchgeführt werden. 

f) Werden  Beschäftigte im Falle eines Arbeitgeberwechsels bei der
Bayerischen Versorgungskammer – Zusatzversorgungskasse der baye -
rischen Gemeinden – pflichtversichert, kann im Einvernehmen mit dem
Arbeitgeber vereinbart werden, dass eine bestehende Entgeltumwand-
lungsvereinbarung bei einer anderen Kasse fortgeführt wird.

g) 1Beschäftigte, deren betriebliche Altersversorgung nach Maßgabe
der Versorgungsordnung B erfolgt, haben in entsprechender Anwen-
dung dieser Ergänzungen einen Anspruch auf Entgeltumwandlung bei
der SELBSTHILFE, Pensionskasse der Caritas VVaG, soweit deren
 Satzung die Versicherung zulässt. 2Satz 1 gilt auch für die nach § 2
Abs. 2 Versorgungsordnung B von der Versicherungspflicht ausgenom-
menen Beschäftigten. 3Beschäftigte im Sinne des § 2 Abs. 2 Buchst. d
Versorgungsordnung B können verlangen, dass die Entgeltumwand-
lung zugunsten der für sie bereits bestehenden zusätzlichen Altersver-
sorgung erfolgt.

2. Nicht umwandelbare Entgeltbestandteile

Nicht umgewandelt werden können steuerfreie Aufwandsentschädi-
gungen nach §  3 Nr. 12 EStG, Einnahmen nach § 3 Nr. 26 und 26 a
EStG, Einnahmen, die nach § 1 Abs. 1 der Sozialversicherungsentgelt-
verordnung in der jeweils geltenden Fassung nicht dem Arbeitsentgelt
zuzurechnen sind (Zuwendungen, Krankengeldzuschuss, der Zuschuss
zum Mutterschaftsgeld, Beihilfen etc.).

3. Vermögenswirksame Leistung
1Die vermögenswirksame Leistung kann zur Entgeltumwandlung ver-
wendet werden. 2Im Falle der Entgeltumwandlung besteht der An-
spruch auf die vermögenswirksame Leistung auch dann, wenn kein
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Vertrag im Sinne des § 2 des Fünften Gesetzes zur Förderung der Ver-
mögensbildung der Arbeitnehmer (5. VermBG) nachgewiesen wird. 3Ein
doppelter Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung sowohl für
eine Anlage nach dem 5. VermBG als auch zur Entgeltumwandlung ist
ausgeschlossen.

4. Fälligkeit des umzuwandelnden Arbeitsentgelts

Das umzuwandelnde Arbeitsentgelt ist zu dem Zeitpunkt fällig, in dem
der/dem Beschäftigten das zusatzversorgungspflichtige Arbeitsentgelt
zufließt.

5. Verfahren der Entgeltumwandlung

a) 1Die Entgeltumwandlung kommt durch eine Vereinbarung zwischen
der/dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber zustande (§ 1a Abs. 1
Satz 2 BetrAVG). 2Der Anspruch auf Entgeltumwandlung ist von
 Beschäftigten spätestens sechs Wochen vor dem Ersten des Monats,
in dem die entsprechende Vereinbarung in Kraft treten soll, schriftlich
gegenüber dem Arbeitgeber geltend zu machen. 3Beschäftigte sind
daran für die Dauer des laufenden Kalenderjahres gebunden. 

b) Die Vereinbarung zur Entgeltumwandlung kann aus wichtigem
Grund im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber geändert werden (z. B.
bei Beginn eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses wegen der Verringe-
rung des Aufstockungsbetrages).

c) Im Falle der Kollision der Entgeltumwandlung mit einer (bestehen-
den oder künftigen) Gehaltspfändung kann der Arbeitgeber von einem
Sonderkündigungsrecht Gebrauch machen, das zum Ablauf des auf
die Kündigung folgenden Monats wirksam wird.

§ 2
Bemessungsgrundlagen

(Ergänzungen zu Nr. 3 des Zentral-KODA-Beschlusses)

1. 1Bemessungsgrundlage für künftige Erhöhungen des Arbeitsentgelts
sowie andere Dienstgeberleistungen (z. B. Krankenbezüge, betriebliche
 Alters versorgung, Jahressonderzahlung) bleibt das bisherige, ungekürzte
 Arbeitsentgelt. 2Das umzuwandelnde Arbeitsentgelt gehört nicht zum
 Arbeits einkommen im Sinne von § 850 Abs. 2 ZPO. 

2. Machen Beschäftigte im Laufe ihres Altersteilzeitarbeitsverhältnisses
von der Entgeltumwandlung Gebrauch, besteht kein Anspruch auf Erhöhung
des durch die Umwandlung verringerten Aufstockungsbetrages durch den
Arbeitgeber.
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§ 3
Zuschuss des Arbeitgebers

(Ergänzungen zu Nr. 5 des Zentral-KODA-Beschlusses)

1. 1Wandeln  krankenversicherungspflichtig Beschäftigte Entgelt um, leis -
tet der Arbeitgeber für jeden Monat, in dem Arbeitsentgelt umgewandelt wird,
einen Zuschuss in Höhe von 13 % des jeweils sozialversicherungsfrei in die
betriebliche Altersversorgung umgewandelten Betrages. 2Der Zuschuss wird
nicht gewährt im Falle der Nettoumwandlung. 

2. Beschäftigte haben überzahlte Zuschüsse zurückzuerstatten. 

3. Der Zuschuss ist grundsätzlich mit der Zahlung des Tabellenentgelts
des Monats Dezember fällig.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1Diese Ergänzungen treten zum 1. August 2009 in Kraft. 2Sie treten mit dem
Wegfall des Anspruchs auf Entgeltumwandlung gemäß Nr. 6 Teil D, 10 c. Teil
A außer Kraft. 3Zum 1. August 2009 treten die Ergänzenden Regelungen zu
den Beschlüssen der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung nach dem
 „Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Alterversorgung“ (BetrAVG)
außer Kraft.“
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